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Regierungsvorlage 

Bundesgesetz, mit dem das Krankenanstaltengesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Krankenanstaltengesetz, BGBl. Nr. 1/1957, zuletzt geändert durch die Bundesgesetze BGBl. I 
Nr. 5/2001 und BGBl. I Nr. 136/2001, wird wie folgt geändert: 

Artikel 1 
(Grundsatzbestimmungen) 

1. § 8c Abs. 4 Z 6 bis 8 lauten: 
 „6. einem Patientenvertreter (§ 11e), 
 7. einem Vertreter der organisierten Behinderten und 
 8. einer weiteren, nicht unter Z 1 bis 7 fallenden Person, die mit der Wahrnehmung seelsorgerischer 

Angelegenheiten in der Krankenanstalt betraut ist oder sonst über die entsprechende ethische 
Kompetenz verfügt.“ 

2. Nach § 19 wird folgender § 19a samt Überschrift eingefügt: 
„Arzneimittelkommission 

§ 19a. (1) Die Träger von Krankenanstalten haben hinsichtlich der Auswahl und des Einsatzes von 
Arzneimitteln Arzneimittelkommissionen einzurichten. Die Landesgesetzgebung kann vorsehen, dass eine 
Arzneimittelkommission auch für mehrere Krankenanstalten eingerichtet wird. 

(2) Die Arzneimittelkommission hat insbesondere folgende Aufgaben: 
 1. Erstellen einer Liste der Arzneimittel, die in der Krankenanstalt Anwendung finden (Arzneimittel-

liste); 
 2. Adaptierung der Arzneimittelliste, 
 3. Erarbeitung von Richtlinien über die Beschaffung von und den Umgang mit Arzneimitteln. 

(3) Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben hat die Arzneimittelkommission insbesondere nachstehende 
Grundsätze zu berücksichtigen: 
 1. Für die Anwendung der Arzneimittel ist ausschließlich der Gesundheitszustand der Pfleglinge 

maßgeblich. 
 2. Die Auswahl und Anwendung der Arzneimittel darf nur nach den Grundsätzen und anerkannten 

Methoden der medizinischen und pharmazeutischen Wissenschaft erfolgen. 
 3. Die Erstellung der Arzneimittelliste hat unter Bedachtnahme auf den Anstaltszweck und das Lei-

stungsangebot so zu erfolgen, dass die gebotene Versorgung der Pfleglinge mit Arzneimitteln si-
cher gestellt ist. 

 4. Bei Krankenanstalten, die ganz oder teilweise der Forschung und Lehre einer medizinischen Fa-
kultät dienen, ist darüber hinaus zu gewährleisten, dass diese ihre Aufgaben auf dem Gebiet der 
universitären Forschung und Lehre uneingeschränkt erfüllen können. 
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(4) Bei der Erarbeitung von Richtlinien über die Beschaffung und den Umgang mit Arzneimitteln ist 
neben den Grundsätzen gemäß Abs. 3 auch auf die Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit Bedacht zu 
nehmen, insbesondere, dass 
 1. von mehreren therapeutisch gleichwertigen Arzneimitteln das ökonomisch günstigste gewählt 

wird; 
 2. gegebenenfalls statt der Verordnung von Arzneimitteln überhaupt andere, zB therapeutisch 

gleichwertige Maßnahmen, die zweckmäßiger und wirtschaftlicher wären, ergriffen werden; 
 3. bei der Verordnung von Arzneimitteln für die Versorgung nach der Entlassung von mehreren 

therapeutisch gleichwertigen Arzneimitteln das im Falle einer entgeltlichen Beschaffung ökono-
misch günstigste gewählt und, wenn medizinisch vertretbar, das vom Hauptverband der österrei-
chischen Sozialversicherungsträger herausgegebene Heilmittelverzeichnis und die darin enthalte-
nen Richtlinien für die ökonomische Verschreibweise berücksichtigt werden. 

(5) Die Landesgesetzgebung hat die Träger von Krankenanstalten zu verpflichten, dafür Sorge zu 
tragen, dass die in der Arzneimittelliste enthaltenen Arzneimittel in der Krankenanstalt Anwendung finden 
und dass bei Abweichung von der Arzneimittelliste im Einzelfall die medizinische Notwendigkeit dieser 
Abweichung der Arzneimittelkommission nachträglich zur Kenntnis zu bringen und zu begründen ist. 

(6) Die Landesgesetzgebung kann nähere Vorschriften über die Arzneimittelkommission, insbeson-
dere deren Zusammensetzung, über die Geschäftsordnung, die Einberufung der Kommission, die Ver-
handlungsführung sowie die von der Kommission allenfalls wahrzunehmenden Kontrollaufgaben erlassen. 

(7) Die Arzneimittelkommission hat sich eine Geschäftsordnung zu geben. Weiters hat die Landesge-
setzgebung sicherzustellen, dass die Mitglieder der Arzneimittelkommissionen in Ausübung ihrer Tätig-
keit keinen Weisungen unterliegen.“ 

3. § 27a Abs. 5 und 6 lauten: 
„(5) Zusätzlich zum Kostenbeitrag gemäß Abs. 1 und zum Betrag gemäß Abs. 2 ist von sozialversi-

cherten Pfleglingen der allgemeinen Gebührenklasse und von Pfleglingen der Sonderklasse ein Beitrag 
von 0,73 € einzuheben. Dieser Beitrag darf pro Pflegling für höchstens 28 Kalendertage in jedem Kalen-
derjahr eingehoben werden. Von der Beitragspflicht sind jedenfalls Personen, für die – abgesehen von der 
Sonderklassegebühr gemäß § 27 Abs. 4 Z 1 – bereits ein Kostenbeitrag nach anderen bundesgesetzlichen 
Regelungen geleistet wird, die Anstaltspflege im Fall der Mutterschaft, im Krankheitsfall im Zusammen-
hang mit der Mutterschaft oder als Folge der Niederkunft in Anspruch nehmen sowie jene Personen aus-
genommen, für die eine besondere soziale Schutzbedürftigkeit gegeben ist, wobei die Familien-, Einkom-
mens- und Vermögensverhältnisse sowie die Art und Dauer der Erkrankung zu berücksichtigen sind. 

(6) Der Betrag gemäß Abs. 5 wird von den Trägern der Krankenanstalten eingehoben und zur Ent-
schädigung nach Schäden, die durch die Behandlung in diesen Krankenanstalten entstanden sind und bei 
denen eine Haftung des Rechtsträgers nicht eindeutig gegeben ist, zur Verfügung gestellt.” 

4. In § 29 Abs. 2 Z 5 entfallen die Worte „und die in Österreich einen Wohnsitz haben“. 

5. § 40 Abs. 1 lit. c und d lauten: 
 „c) Die §§ 16, 19a, ausgenommen Abs. 4, 23 Abs. 1, 24 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, 24 Abs. 2 

und 4, 26, 27, 32 und 35 Abs. 3. 
 d) Für gemeinnützige Krankenanstalten (§ 16) finden darüber hinaus auch die §§ 19a Abs. 4, 27a 

und 28 Abs. 3 Anwendung.“ 

Artikel 2 
(1) Die Landesgesetzgebung hat die Ausführungsbestimmungen zum Artikel 1 innerhalb von sechs 

Monaten zu erlassen. 
(2) Die Wahrnehmung der Rechte des Bundes gemäß Art. 15 Abs. 8 B-VG hinsichtlich des Artikel 1 

steht dem Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen zu. 
(3) Die Landesgesetzgebung hat vorzusehen, dass Beurteilungen der Ethikkommissionen, die zum 

Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens der Ausführungsbestimmungen zu diesem Gesetz anhängig sind, von den 
Ethikkommissionen in ihrer bisherigen Zusammensetzung zu Ende zu führen sind. 


